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Gesetz
über die Berufsbildung und die Weiterbildung
(Berufs- und Weiterbildungsgesetz, BWG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom

beschliesst:

I.

Gesetz über die Berufsbildung und die Weiterbildung (BWG) vom 12. Septem-
ber 2005 (Stand 1. September 2021) wird wie folgt geändert:

      10a Kantonaler Berufsbildungsfonds

§  49a
Grundsatz und Zweck

1 Der Kanton führt ergänzend zu den Berufsbildungsfonds gemäss Artikel 60 des 
Bundesgesetzes über die Berufsbildung einen branchenübergreifenden kantona-
len Berufsbildungsfonds.

2 Der Fonds bezweckt:

a. die den einzelnen Lehrbetrieben entstehenden Kosten der beruflichen Grund-
bildung durch die Beteiligung aller Arbeitgebenden im Kanton zu senken,
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b. Lehrbetriebe im Kanton zu unterstützen,

c. die berufliche Grundbildung im Kanton Luzern durch die Förderung innovativer 
Massnahmen zu stärken.

§  49b
Leistungen

1 Aus dem Fonds werden Beiträge geleistet an:

a. Lehrbetriebe im Kanton Luzern, die mindestens ein genehmigtes Lehrverhält-
nis führen,

b. Projekte, Innovationen, Lehrstellenmarketing und weitere Vorhaben zur Förde-
rung der beruflichen Grundbildung im Kanton Luzern.

2 Der Beitrag gemäss Absatz 1a erfolgt jährlich pro Lehrverhältnis. Stichtag ist 
der 15. November. Die Höhe des Beitrages pro Lehrverhältnis wird von der für 
den Berufsbildungsfonds zuständigen Dienststelle gestützt auf die nach Abzug 
von Verwaltungskosten sowie Beiträgen gemäss Absatz 1b verbleibenden 
Fondsmitteln festgelegt.

3 Über Beiträge gemäss Absatz 1b entscheidet die kantonale Berufsbildungs-
fondskommission. Das Total dieser Beiträge darf 15 Prozent der im betreffenden 
Jahr geäufneten Fondsumme nicht übersteigen.

4 Die Beiträge werden ausgerichtet, soweit die Aufwendungen nicht durch Beiträ-
ge des Bundes oder des Kantons gedeckt sind.

5 Der Regierungsrat regelt das Nähere in der Verordnung.

§  49c
Beitragspflicht und Höhe der Beiträge

1 Beitragspflichtig sind Arbeitgeber, die dem Kantonalen Familienzulagengesetz 
vom 8. September 20081 unterstehen oder die der Ausgleichskasse Luzern ge-
mäss dem Bundesgesetz über die Familienzulagen in der Landwirtschaft vom 
20. Juni 19522 Beiträge zur Finanzierung der Familienzulagen für landwirtschaftli-
che Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu leisten haben.



- 3 - (ID: 5317)

Geltendes Recht Vernehmlassungsversion

2 Der jährlich zu entrichtende Arbeitgeberbeitrag darf 1 Promille der jährlichen 
AHV-pflichtigen Lohnsumme, die für die Erhebung der Beiträge für die Familien-
zulagen massgebend ist, nicht überschreiten. Der Regierungsrat legt den Bei-
tragssatz durch Verordnung fest.

§  49d
Berufsbildungsfondskommission

1 Der Regierungsrat wählt eine Berufsbildungsfondskommission von fünf Mitglie-
dern auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Wiederwahl ist zweimal möglich.

2 Der Berufsbildungsfondskommission gehören je zwei Vertretungen der Arbeit-
gebendenorganisationen und der Arbeitnehmendenorganisationen sowie eine 
Vertretung des Kantons an.

3 Die Berufsbildungsfondskommission

a. entscheidet über Beiträge gemäss § 49b Absatz 1b,

b. überwacht die Wirkungen des Fonds und gibt Empfehlungen zur Höhe des Bei-
tragssatzes ab.

4 Der Regierungsrat regelt das Nähere zur Organisation und zu den Aufgaben 
der Berufsbildungsfondskommission in der Verordnung.

§  49e
Erhebung der Beiträge

1 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichskassen erheben die Arbeitge-
berbeiträge für den Berufsbildungsfonds gleichzeitig mit den Arbeitgeberbeiträ-
gen zur Finanzierung der Familienzulagen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und den kantonalen Arbeitslosenhilfsfonds. Bei landwirtschaftlichen 
Betrieben erhebt die Ausgleichskasse Luzern die Arbeitgeberbeiträge. Die im 
Kanton Luzern tätigen Familienausgleichskassen informieren die Ausgleichskas-
se Luzern bis spätestens am 31. März des folgenden Jahres über die erhobenen 
Beiträge und überweisen ihr die eingegangenen Beiträge.

1 SRL Nr. 885
2 SR 836.1

https://srl.lu.ch/data/885/de
https://db.clex.ch/link/Bund/836.1/de
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2 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichskassen und die Ausgleichskas-
se Luzern lassen sich die Richtigkeit der erhobenen Beiträge gemäss Absatz 1 
jährlich durch ihre Revisionsstelle bestätigen. Die im Kanton Luzern tätigen Fami-
lienausgleichskassen teilen der Ausgleichskasse Luzern das Ergebnis der Revi-
sion bis spätestens am 30. Juni des folgenden Jahres mit.

3 Die Ausgleichskasse Luzern überweist der für den Berufsbildungsfonds zustän-
digen Dienststelle die eingegangenen Beiträge jeweils bis zu einem durch Ver-
ordnung festzulegenden Termin. Sie erstellt für den kantonalen Berufsbildungs-
fonds jährlich eine Beitragsabrechnung.

4 Die Kosten, die aus der Beitragserhebung entstehen, werden dem Berufsbil-
dungsfonds belastet.

5 Die für den Berufsbildungsfonds zuständige Dienststelle verfügt den Beitrag, 
wenn die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber dies verlangt oder nicht zahlt.

6 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in der Verordnung, insbesondere den 
Termin gemäss Absatz 3, die Entschädigung der im Kanton Luzern tätigen Fami-
lienausgleichskassen und der Ausgleichskasse Luzern sowie die Inkassobedin-
gungen.

§  49f
Vollzugskosten

1 Der Berufsbildungsfonds trägt die im Zusammenhang mit seinem Vollzug ent-
stehenden Kosten.

§  51
Rechtsmittel

1 Gegen Entscheide im Zusammenhang mit Abschlussprüfungen in der berufli-
chen Grundbildung kann innert 20 Tagen beim prüfenden Organ schriftlich Ein-
sprache erhoben werden.

1bis Gegen Beitragserhebungen an den Berufsbildungsfonds sowie gegen Verfü-
gungen betreffend die Ausrichtung von Beiträgen an Lehrbetriebe aus dem 
Berufsbildungsfonds kann innert 20 Tagen bei der für den Berufsbildungsfonds 
zuständigen Dienststelle schriftlich Einsprache erhoben werden.
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1ter Gegen Entscheide über Beiträge aus dem Berufsbildungsfonds gemäss § 49b 
Absatz 1b kann innert 20 Tagen bei der Berufsbildungsfondskommission schrift-
lich Einsprache erhoben werden.

2 Gegen Entscheide von kantonalen sowie in kantonalem Auftrag tätigen Bil-
dungsinstitutionen und deren Organen sowie gegen Einspracheentscheide kann 
innert 20 Tagen beim Bildungs- und Kulturdepartement schriftlich Verwaltungsbe-
schwerde erhoben werden.

3 Gegen Entscheide des Bildungs- und Kulturdepartementes ist die Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde zulässig, soweit sie das Gesetz über die Verwaltungsrechts-
pflege vom 3. Juli 19723 nicht ausschliesst.

4 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Ver-
waltungsrechtspflege.

II.

          Keine Fremdänderungen.

III.

          Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Re-
ferendum.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:
Der Staatsschreiber: Vincenz Blaser

3 SRL Nr. 40. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.

https://srl.lu.ch/data/40/de



